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Sachgebiet 7 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

1. Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Schaffung gemeinsamer 
Lagerkapazitäten für Erdöi und Erdöierzeugnisse in der Gemeinschaft 

2. Vorschiag einer Richtiinie des Rates über die Gründung von mit der 
Sichersteilung der Einlagerung von Erdöl und Erdölerzeugnissen 
beauftragten Stehen in den einzeinen Mitgiiedstaaten sowie 

die Finanzierung dieser Stellen 

— Drucksache 8/482 — 

A. Problem 
Zu 1. 

In der Richtiinie des Rates vom 20. Dezember 1968 (68/414/EWG) 
ist die Möglichkeit vorgesehen, im Rahmen besonderer zwi- 
schenstaatlicher Übereinkommen auf dem Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats Vorräte für Rechnung von Unternehmen anzu- 
legen, die ihren Sitz in einem anderen Mitgliedstaat haben. Ob- 
wohl derartige Übereinkommen bestehen, werden die günstig- 
sten Lagermöglichkeiten und die Überschußkapazitäten in der 
Gemeinschaft nicht immer optimal genutzt. 

Zu 2. 

Die Verpflichtung zur Lagerhaltung, die aus der Richtlinie vom 
20. Dezember 1968 und aus der zu ihrer Änderung erlassenen 
Richtlinie vom 19. Dezember 1972 resultiert, bildet gegenwär- 
tig, vor allem infolge der Erhöhung des Erdölpreises, eine be- 
trächtliche finanzielle Belastung für die Unternehmen. 
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B. Lösung 
Zu 1. 

Mit der Schaffung gemeinsamer Lagerkapazitäten — die auf 
Gemeinschaftsebene registriert würden und den Unternehmen 
aller Mitgliedstaaten zugänglich wären — könnte diese Nut- 
zung verbessert werden. 

Zu 2. 

Die Gründung von Lagerhaltungsstellen in den Mitgliedstaaten 
• — die durch die auf die Verbraucherpreise der betreffenden auf 
dem Binnenmarkt abgesetzten Produkte abgewälzten Abgaben 
finanziert werden — könnte für die beteiligten Unternehmen 
die Belastung durch die Pf licht- Vorratshaltung vermindern. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Vorschlag 

Der Bundestag nimmt von den EG-Vorschlägen Kenntnis. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von den Vorschlägen der EG-Kommission — Drucksache 8/482 — Kenntnis zu 
nehmen. 


Bonn, den 24. November 1977 


Der Aussdiuß für Wirtschaft 

Dr. Barzel Dr. Narjes 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Narjes 


Die Vorschläge der EG-Kommission für Verordnun- 
gen des Rates wurden vom Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages an den Ausschuß für Wirtschaft 
zur Beratung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in sei- 
ner Sitzung am 23. November 1977 beraten. 

Die Kommission schlägt dem Rat unter Hinweis auf 
die Richtlinie 68/414/EWG vom 20. Dezember 1968, 
geändert durch die Richtlinie 72/425 EWG vom 19. 
Dezember 1972, zwei Richtlinien vor, und zwar 

1. zur Schaffung gemeinsamer Lagerkapazitäten für 
Erdöl und Erdölerzeugnisse in der Gemeinschaft 
und 

2. über die Schaffung von mit der Sicherstellung der 
Einlagerung von Erdöl und Erdölerzeugnissen be- 
auftragten Stellen in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten sowie die Finanzierung dieser Stellen. 

Gemäß der o. g. Richtlinie sind die EG-Mitgliedstaa- 
ten verpflichtet, Vorräte an Erdöl oder Erdölerzeug- 
nissen in einer Höhe zu halten, die mindestens den 
nach dem Tagesdurchschnitt errechneten Inlandsver- 
brauch von 90 Tagen entsprechen sollen. Die Mit- 
gliedstaaten unterhalten dafür Lagerkapazitäten, die 
nach Auffassung der Kommission besser genutzt wer- 
den könnten, wenn die Mitgliedstaaten gemeinsame 
Lagerkapazitäten bilden würden. Diese sollten den 
Unternehmen der Mitgliedstaaten zugänglich sein, 
die zur Vorratshaltung verpflichtet sind. Allerdings 
sollte nach Meinung der Kommission die Menge, die 
ein auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates an- 
sässiges Unternehmen in einer auf dem Hoheitsge- 


biet eines anderen Mitgliedstaates gelegene gemein- 
same Lagerkapazität einlagert, nur mit Zustimmung 
der jeweiligen nationalen Regierung 20 v. H. der 
Pflichtvorräte dieses Unternehmens nicht über- 
schreiten. 

Die Lagerhaltung von Erdöl und Erdölerzeugnissen 
ist eine erhebliche finanzielle Belastung für die Un- 
ternehmen, die der Bevorratungspflicht unterliegen. 
Deswegen schlägt die Kommission dem Rat vor, eine 
weitere Richtlinie zu erlassen, durch die es den Mit- 
gliedstaaten ermöglicht wird, Stellen zu gründen, die 
mit der Sicherstellung der Einlagerung von Erdöl 
und Erdölerzeugnissen beauftragt werden. Diese 
Stellen sollen eigene Rechtspersönlichkeit und finan- 
zielle Autonomie besitzen. Die Finanzierung der 
Stellen soll durch Abgaben erfolgen (Artikel 1 Nr. 2 
und 3). 

Der Ausschuß für Wirtschaft stimmt den Richtlinien- 
vorschlägen im Prinzip zu. Er vertritt allerdings die 
Auffassung, daß bei der Richtlinie zur Schaffung ge- 
meinsamer Lagerkapazitäten im einzelnen weiter- 
gehende nationale Vorschriften nicht berührt werden 
dürften und daß bei der Einrichtung von mit der 
Sicherstellung der Einlagerung von Erdöl und Erdöl- 
erzeugnissen beauftragten Stellen die Vorschriften 
im einzelnen so gefaßt werden müßten, daß sie auch 
in Übereinstimmung sind mit dem deutschen Vor- 
haben der Errichtung einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich das 
Hohe Haus, von den Vorschlägen der EG-Kommis- 
sion Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 24. November 1977 

Dr. Narjes 

Berichterstatter 


4 



